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Michael Wendl

Traditionssozialismus und Streitkultur
DIE LINKE ringt um ihr politisches Selbstverständnis

Nach dem überraschend deutlichen Erfolg (11.9 Prozent) bei den Wahlen

zum deutschen Bundestag im September 2009 befindet sich die Partei DIE
LINKE immer noch im Spannungsfeld heftiger politischer Richtungskämp-
fe und auch persönlicher Machtkämpfe. Es gelingt ihr deshalb nur unzu-
reichend, aus der politischen Führungskrise der Bundesregierung eine
stärkere positive Resonanz bei den Wählern und in Umfragen zu erhalten.
Während diese die Grünen - bei den Bundestagswahlen noch knapp hinter
der LINKEN - auf rund 25 Prozent der Wählerstimmen hochkatapultiert
haben und die SPD sich auf niedrigem Niveau von ebenfalls 25 Prozent
stabilisieren konnte, bleibt die LINKE in den Umfragen auf einem Zustim-
mungsniveau von durchgängig 10 Prozent. Sie hat also gegenüber der
Bundestagswahl in den Umfragen leicht verloren.

Schon das Ergebnis bei den Landtagswahlen im Mai 2010 im bevölke-
rungsreichsten Bundesland Nordrhein-Westfalen war mit 5.6'Prozent nur
ein Erfolg, weil die amtierende CDU/FDP-Koalition abgewählt wurde. Für
die LINKE selbst war es ein enttäuschendes Wahlresultat, das erwartet
wurde, und zwar deshalb, weil die LINKE in NRW sehr stark von funda-
mentalistisch-antikapitalistischen und traditionssozialistischen Strömungen
geprägt ist. Bis zum Wahltag war unsicher, ob die 5 Prozent-Hürde über-
haupt zu schaffen sei. Bereits vor der Wahl hatte es parteiintern Streit
gegeben, hatten doch Teile des (ostdeutsch geprägten) Parteizentrums ihrer
Partei in NRW die Koalitionsfähigkeit abgesprochen.

Die aktuellen Konfliktlinien

Versucht man die parteiinternen Reibungsprozesse in einem ersten Schritt zu
systematisieren, so lassen sich mindestens vier Konfliktlinien feststellen. Die
Erste besteht seit der Parteigründung darin, dass die Unterschiede zwischen
der Ost- und derWestpartei, also der alten PDS und der westdeutschen WASG,
nach wie vor weiterbestehen. Die zweite Konfliktlinie hat mit der Tatsache

zu tun. dass innerhalb der LINKEN mindestens drei Strömungen, die ihrem
politischen Selbstverständnis nach sehr unterschiedlich sind, um die Partei-
macht ringen: die fundamentalistisch-antikapitalistische Strömung, die tradi-
tionssozialistische und die reformistische, die allerdings weniger linkssozial-
demokratisch oder gewerkschaftlich, sondern eher libertär-sozialistisch ge-
prägt ist. Letztere hat ihren Schwerpunkt überwiegend in den neuen Bundes-
ländem, so dass der Streit der politischen Strömungen vorschnell als Ost-
West-Problem wahrgenommen wird. Dies trifft zwar teilweise zu, aber die
Konflikte in der Partei können darauf nicht reduziert werden.

WIDERSPRUCH - 59/10 177



Die dritte Konfliktkomponente besteht darin, dass sich Teile der Partei
insgesamt sehr schwer tun, diese unterschiedlichen politischen Selbstver-
ständnisse und entsprechenden Diskurse in einer demokratischen, offenen
und solidarischen Debattenkultur untereinander zu kommunizieren respek-
tive aufeinander abzustimmen. Zugespitzt formuliert: Die Parteiströmungen
streiten nicht offen miteinander, sondern sie tragen ihre politischen Diffe-
renzen in blockierenden Machtkämpfen aus. Streit wird oft mit einer At-
titüde des eifernden „Tugendwächtertums" ausgetragen, was vor allem von
der fundamentalistisch-antikapitalistischen Stömung in der LINKEN öfters
praktiziert wird. Vielen in dieser Partei fällt eine Diskussionskultur, in der
kontroverse Sichtweisen nicht nur zu Worte kommen, sondern auch ne-
beneinander bestehen bleiben können, äußerst schwer. Es fehlt an Ansätzen,
Gegensätzlichkeiten und Differenzen auch aushalten zu können. Ähnlich
wie in den Gewerkschaften lassen sich die Genossinnen und Genossen von
einem „Einigkeitsmythos" leiten, der eine missverstandene Geschlossen-
heit in einer Gesellschaft voller politischer Gegner und Feinde anmahnt.
Dieser Abgrenzungszwang kann auf der Basis unterschiedlicher Sicht-
weisen und Interessen, aber auch unterschiedlicher kultureller Milieus in
der Partei nicht einfach verordnet werden; er könnte aber im Rahmen der
laufenden Programmdiskussion aufgehoben werden.

Hinzu kommt eine Krise der politischen Führung nach dem Ausscheiden
von Oskar Lafontaine als Parteivorsitzender. Lothar Bisky und Lafontaine,
den Vorsitzenden bis zum Mai 2010, war es halbwegs gelungen, über
diese parteiinternen Konflikte und Gegensätze hinweg einen integrativen
Kurs zu steuern. Dies wurde auch dadurch erleichtert, dass die SPD Teil
einer von der gesamten Partei heftig kritisierten Großen Koalition unter
der Führung von Angela Merkel war und folgenschwere Entscheidungen
mitzuverantworten hatte, wie die massive Senkung der Unternehmenssteu-
ern durch Peer Steinbrück und die Rente mit 67 von Franz Müntefering.
Dies hatte der LINKEN einen Teil der früheren SPD-Stammwählerschaft
zugetrieben und insgesamt den Kurs einer entschiedenen Opposition
leichter gemacht.

Mit dem Regierungswechsel ist diese Konstellation vorbei und die SPD
muss in der Rolle der Opposition versuchen, schrittweise die vorausgegan-
genen Regierungsentscheidungen vorsichtig infragezustellen öder zu rela-
tivieren (insbesondere in der Steuerpolitik). Die neuen Parteivorsitzenden
Gesine Lötzsch und Klaus Ernst verfügen aus verschiedenen Gründen nicht
über die Führungsautorität ihrer Vorgänger, so dass eine Reihe von poli-
tischen Konflikten offen ausbrechen, die vorher unter der Kontrolle einer
möglichst geschlossen agierenden Oppositionsarbeit gehalten werden
konnten. Zudem diskutiert die Partei seit dem Frühjahr 2010 den Entwurf
eines Grundsatzprogramms, ein Prozess, der die politische Flügelbildung
stärker konturiert und allein deshalb zu einer Potenzierung politischer
Reflexion und interner Auseinandersetzungen führt.'

178 WIDERSPRUCH - 59/10




















